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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Hiermit übersende idi den von der Bundesregierung be- 
sdilossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung eines Bundes- 
gesundheitsamtes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 253. Sitzung am 8. Februar 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendimgen zu erheben. 


Für den Bimdeskanzler 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Schwarz 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei. 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, GoethestraBe 54, Tel. 6 35 51 



Drudisadie IV/999 


Deutsdier Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Erriditung 
eines Bundesgesundheitsamtes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Erriditung eines Bundes- 
gesundheitsamtes vom 27. Februar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 121) wird wie folgt geändert: 

Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

»§ 3 a 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die vom Bun- 
de sgesundheitsamt zu erhebenden Gebühren und 
Auslagen in einer Gebührenordnung zu regeln." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Bundes gesundheitsamt wird in erheblichem üm- 
fange auf Antrag und im Interesse von Einzelperso- 
nen tätig, z. B. bei der Durchführung des Opium- 
gesetzes in der Fassung vom 9. Januar 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 22), bei der Erteilung der Ge- 
nehmigung nach § 20 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 (Bim- 
desgesetzbl. I S. 700) und bei wissenschaftlichen 
Untersuchungen. Da in diesen Fällen die Behörde 
lediglich im Interesse der Antragsteller oder Auf- 
traggeber tätig wird, ist die Erhebung einer Gebühr 
angebracht. Soweit das Bundesgesundheitsamt be- 
reits heute Gebühren für diese Tätigkeit erhebt, 


geschieht dies zum größten Teil auf Grund unbefrie- 
digender Rechtsgrundlagen, etwa auf Grund von 
privatrechtlichen Verträgen, unverbindlichen Richt- 
linien oder in Anlehnung an landesrechtliche Ge- 
bührenvorschriften, Es muß daher eine einwand- 
freie Rechtsgrundlage für die Gebührenerhebung 
durch das Bundes gesundheitsamt geschaffen wer- 
den. Dies soll in einer besonderen Gebührenord- 
nung geschehen. 

Die Zuständigkeit des Bundes ergibt sich aus dem 
Sachzusammenhang mit den bisherigen Rechtsvor- 
schriften über das Bundesgesundheitsamt 
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